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BESCHEID

Die TIWAG – Tiroler Wasserkraft AG hat bei der Bezirkshauptmannschaft Landeck mit Schreiben vom     17. April 2009 um die wasserrechtliche und naturschutzrechtliche Bewilligung für die geologisch-geotechnischen Erkundungen für die Standortvariante Speicher Fernergrieß im hinteren Kaunertal angesucht.

SPRUCH

I. Wasserrechtliche Bewilligung:
Die Bezirkshauptmannschaft Landeck als Wasserrechtsbehörde I. Instanz gemäß § 98 Abs. 1 Wasserrechtsgesetz 1959, BGBl. I Nr. 215/1959, in der Fassung BGBl. I Nr. 123/2006 (WRG 1959), erteilt der Tiroler Wasserkraft AG, vertreten durch Dr. Bernhard Hofer und DI Wolfgang Stroppa, gemäß den     §§ 9, 11 – 12a, 13, 14, 15, 21, 22, 105, 111 und 112 WRG 1959 die wasserrechtliche Bewilligung zur Durchführung von geologischen Vorerkundungen im Rahmen der Projektierung des Speichers Fernergrieß (Ausbau Kraftwerk Kaunertal) nach Maßgabe der eingereichten Projektsunterlagen und der Projektsbeschreibungen bei Einhaltung der nachfolgenden Vorschreibungen:
A) Maß und Art der Wasserbenutzung:

Das Maß und die Art der Wasserbenutzung wird wie folgt festgelegt:

a) Entnahme von maximal 25 l/s an 16 Entnahmestellen aus dem Faggenbach
b) Entnahme von maximal 5 l/s an 2 Entnahmestellen aus dem Schiltibach

c) Entnahme von maximal 5 l/s an 2 Entnahmestellen aus dem Rifflerbach

d) Entnahme von maximal 10 l/s an 2 Entnahmestellen aus dem Speicher Gepatsch

B) Befristung:

Die wasserrechtliche Bewilligung wird bis zum 30. November 2010 befristet erteilt.

C) Gebundenheit des Wasserrechtes:

Das Wasserrecht wird auf die TIWAG – Tiroler Wasserkraft AG, als nicht ortsfestes Wasserrecht beschränkt.

D) Dienstbarkeiten:

Hinsichtlich der berührten Grundstücke sind - mit Ausnahme von Grundstücken des öffentlichen Wassergutes - gemäß § 111 Abs. 4 WRG 1959 die erforderlichen Dienstbarkeiten für den Bau, Bestand, Betrieb und die Instandhaltung der Anlage und zum Betreten der Grundstücke zu Betriebs- und Instandhaltungszwecken als eingeräumt anzusehen.

E) Nebenbestimmungen:
Nebenbestimmungen aus geologischer und hydrogeologischer Sicht:

1. Der Antragsteller hat dafür zu sorgen, dass alle Erkundungsmaßnahmen in ausreichender Weise von Fachleuten der Geologie und der Geotechnik dokumentiert und ausgewertet werden. 

2. Der Antragsteller hat dafür zu sorgen, dass folgende Maßnahmen noch vor Beginn der Erkundungsmaßnahmen in beiden Erkundungsgebieten (Gepatsch und Fernergrieß) getätigt werden:

· Die Quellen und Wasseraustritte im Gelände sind zu erheben und gemeinsam mit den Punkten der einzelnen Erkundungsmaßnahmen auf einer Karte in geeignetem Maßstab darzustellen. Zusätzlich sind die nächst gelegenen Quellen aus dem Quellkataster und aus dem Wasserbuch einzutragen. Sollte sich nach Bewertung durch einen Fachmann für Geologie nachvollziehbar herausstellen, dass für einzelne der eingetragenen bzw. kartierten Quellen eine Beeinträchtigung nicht auszuschließen ist, ist für diese Quellen eine Quellbeweissicherung durchzuführen. Dabei sind während der Erkundungsarbeiten an den in Frage kommenden Erkundungsmaßnahmen zumindest täglich Quellmessungen (Schüttung, Wassertemperatur, elektrische Leitfähigkeit) durchzuführen sowie zumindest bis 1 Monat nach Ende der dortigen Erkundungsarbeiten einmal wöchentlich diese Messungen fortzusetzen. 

3. Der Antragsteller hat dafür zu sorgen, dass bis spätestens 6 Monate nach Ende der beantragten Erkundungsarbeiten von einem Fachmann für Geologie die geologischen, hydrogeologischen und geotechnischen Erkenntnisse der Auswertungen der Erkundungen in Form von Fotodokumentationen, Säulenprofildarstellungen etc. planlich dargelegt werden und in einem zusammenfassenden Schlussbericht unaufgefordert der Behörde übermittelt werden. Auf die Ergebnisse einer allfälligen Quellbeweissicherung ist einzugehen. Zudem ist die projektsgemäße Durchführung der Erkundungen zu bestätigen. Abweichungen vom Projekt sind fachlich begründend darzulegen.
Nebenbestimmungen aus Sicht der Wildbach- und Lawinenverbauung:
1. Bei einer 3-tägigen Neuschneesumme von mehr als 40 cm ist eine Absprache mit der zuständigen Lawinenkommission durchzuführen. 

2. Für die Bohrungen F 22 bis F 25 ist bei künstlichen Lawinenauslösungen ein Einvernehmen mit der Lawinenkommission herzustellen.

3. In der Hochwasserzeit und bei konvektiven Starkniederschlägen ist den Anweisungen des namhaft gemachten Partieführers der ausführenden Bohrfirma, den Anweisungen des Bauleiters der TIWAG und gegebenenfalls den Weisungen eines Fachmanns für alpine Naturraumgefahren Folge zu leisten.

4. Sollte die Kaunertaler Gletscherstraße bei erhöhter Lawinengefahr gesperrt sein, sind keine Arbeiten zulässig.

Nebenbestimmungen aus siedlungswasserwirtschaftlicher Sicht:
1.
Es dürfen nur solche Bau- und Bauhilfsstoffe, Geräte und  Maschinen verwendet werden, die keine negative Beeinträchtigung des Grundwassers und des Bodens bewirken.

2.
Im Bereich der Bohrstellen sind mindestens 50 kg Ölbindemittel bereitzuhalten.

3.
Jede Verunreinigung, welche zu einer qualitativen Beeinflussung des Grundwasserkörpers führen könnte, ist sofort zu beseitigen. Weiters ist in diesem Fall unverzüglich mit der Wasserrechtsbehörde Kontakt aufzunehmen.

4.
Der Spülschlamm ist nachweislich nach den abfallrechtlichen Bestimmungen zu entsorgen.

5.
In den Faggenbach, Schiltibach, Rifflerbach und Speicher Gepatsch dürfen keine Bohrspülwässer eingeleitet werden.
6.
Für die Wartung der Anlagen ist eine fachlich geeignete Person zu bestellen und der Behörde namhaft zu machen.

7.
Die durch die Brauchwasserentnahme in Anspruch genommenen fremden Grundstücke sind nach Beendigung der Arbeiten unverzüglich und dauerhaft in den früheren Zustand zu versetzen.

8.
Nach Beendigung der Arbeiten sind sämtliche Anlagenteile (Pumpen, Absetzbecken, Baustellen-einrichtung etc.) zu entfernen.

Nebenbestimmungen aus limnologischer Sicht:
1. Sämtliche Einbauten in den Bachbetten sind nach Abschluss der Arbeiten wieder fachgerecht zu entfernen.

2. Während der Bauarbeiten dürfen keine wassergefährdenden Stoffe in die Gewässer gelangen.

II. Naturschutzrechtliche Bewilligung

Die Bezirkshauptmannschaft Landeck als Naturschutzbehörde I. Instanz gemäß § 42 Abs. 1 Tiroler Naturschutzgesetz 2005, LGBl. Nr. 26/2005, zuletzt geändert durch LGBl. Nr. 57/2007 (TNSchG 2005), erteilt der TIWAG – Tiroler Wasserkraft AG, vertreten durch Dr. Bernhard Hofer und DI Wolfgang Stroppa, Eduard-Wallnöfer-Platz 2, 6020 Innsbruck, gemäß den §§ 7 Abs. 1 lit. b, Abs. 2 lit. a Ziffer 1, 11, 14 Abs. 4, 23 Abs. 1, Abs. 3 und Abs. 5, 24 Abs. 1, Abs. 3 und Abs. 5, 29 Abs. 2 lit. a Ziffer 1 und lit. b Ziffer 1 und Abs. 3 lit. b sowie 44 Abs. 4, Abs. 5 und Abs. 6 TNSchG 2005 in Verbindung mit § 3 Abs. 1 lit. a und lit. e der Verordnung der Landesregierung vom 02. Mai 2006 über die Erklärung eines Teiles der Ötztaler Alpen in den Gemeinden Kaunertal, St. Leonhard im Pitztal und Sölden zum Ruhegebiet (Ruhegebiet Ötztaler Alpen), LGBl. Nr. 46/2006, sowie unter Anwendung der Verordnung der Landesregierung vom                  18. April 2006 über geschützte Pflanzenarten, geschützte Tierarten und geschützte Vogelarten (Tiroler Naturschutzverordnung 2006, LGBl. Nr. 39/2006) und unter Berücksichtigung der Kundmachung der Landesregierung vom 10. Mai 2005 über die Natura-2000-Gebiete in Tirol (§ 1 Ziffer 5), LGBl. Nr. 47/2005, die naturschutzrechtliche Bewilligung zur Durchführung von geologischen Vorerkundungen im Rahmen der Projektierung des geplanten Speichers Fernergrieß im Zusammenhang mit dem Ausbau des Kraftwerks Kaunertal nach Maßgabe der eingereichten Projektsunterlagen und der nachfolgend angeführten Projektsbeschreibung bei Einhaltung nachfolgender Nebenbestimmungen:

A)
Ökologische Bauaufsicht:
Gemäß § 44 Abs. 4 TNSchG wird folgende fachlich geeignete Person zur ökologischen Bauaufsicht zum Zwecke der Überwachung und Einhaltung der Bestimmungen der gegenständlichen naturschutz-rechtlichen Bewilligung bestellt:

DI Dietmar Gstrein, Valiergasse 58a, 6020 Innsbruck
B)
Nebenbestimmungen:
1. Alle Maßnahmen und Empfehlungen zum Schutz der Natur (siehe Technischer Bericht, pflanzensoziologische Kartierung, zoologische Potentialanalyse) sind umzusetzen und seitens der zu bestellenden ökologischen Bauaufsicht zu koordinieren. Der Fortschritt der Vorerkundungen und der Abschluss aller Rekultivierungsarbeiten sind mit entsprechenden Fotos zu dokumentieren. Diese sind unaufgefordert der Behörde bis spätestens 31. Juli 2011 nach Abschluss aller Arbeiten vorzulegen und müssen die projektskonforme Ausführung, die Einhaltung der Auflagen und die fachgerechte Rekultivierung vollständig und nachvollziehbar darstellen.

2.
Bei allen Bodenverwundungen sind eine vorhandenen Vegetationsdecke und humoses Material getrennt abzuheben, zwischen zulagern und unverzüglich nach erfolgter Erkundungsmaßnahme lagerichtig wiederum aufzubringen. Einsaaten dürfen nur dort erfolgen, wo es notwendig ist und muss mit einheimischem, standortgerechten Material erfolgen. Über die Verwendung ist ein entsprechender Nachweis zu erbringen
KOSTEN:

€ 336,00 Kommissionsgebühren
für die am 30. Juni 2009 durchgeführte mündliche Verhandlung           (2 Amtsorgane à 9/2 Stunden und 1 Amtsorgan à 3/2 Stunden)

€   85,05 Barauslagen
für die Teilnahme des Sachverständigen der Wildbach- und Lawinen-verbauung an der mündlichen Verhandlung (à 9/2 Stunden)
€ 327,00 Verwaltungsabgabe für die wasserrechtliche Bewilligung

€ 870,00 Verwaltungsabgabe für die naturschutzrechtliche Bewilligung

Hinweis:

Es wird darauf hingewiesen, dass noch Stempelgebühren in Höhe von € 512,40 für die Anträge, die Verhandlungsschrift und die  Projektsunterlagen zu bezahlen sind.

Der Gesamtbetrag von € 2.130,45 ist binnen 14 Tagen mittels beiliegendem Erlagschein an die Bezirkshauptmannschaft Landeck zu überweisen.

Rechtsmittelbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann binnen zwei Wochen, gerechnet vom Tag der Zustellung an, die Berufung bei der Bezirkshauptmannschaft Landeck eingebracht werden.

Die Berufung ist schriftlich, mit Telefax oder im Wege automationsunterstützter Datenübertragung (E-Mail) einzubringen. Sie können die Berufung gegen diesen Bescheid auch mit unseren Online-Formularen rechtswirksam einbringen, die Sie unter www.tirol.gv.at/formulare finden. Die Berufung hat den Bescheid zu bezeichnen, gegen den sie sich richtet, und einen begründeten Berufungsantrag zu enthalten. 

BEGRÜNDUNG

A) Verfahrensablauf:

Die TIWAG – Tiroler Wasserkraft AG hat bei der Bezirkshauptmannschaft Landeck mit Schreiben vom    17. April 2009 um die wasserrechtliche und naturschutzrechtliche Bewilligung für die geologisch-geotechnischen Erkundungen für die Standortvariante Speicher Fernergrieß im hinteren Kaunertal angesucht.

Am 30. Juni 2009 hat zu diesem Vorhaben eine mündliche Verhandlung mit Durchführung eines Lokalaugenscheins im Projektsgebiet stattgefunden.

Im Zuge der mündlichen Verhandlung wurde das Vorhaben noch wie folgt mit Antrag der TIWAG – Tiroler Wasserkraft AG erweitert:
Bereich Gepatschdamm luftseitig (talauswärts): 3 Bohrungen GD 1 bis GD 3

Bereich Hapmes: 4 Bohrungen HA 1 bis HA 4

Diese Bohrstellen wurden in den Projekten A, C und I handschriftlich in den Plan AK 160 – 009 eingetragen. Sämtliche dieser Bohrstellen befinden sich auf Wegen. Teilweise ist ein Ausbau dieser Bohrstellen als Inklinometer bzw. als Grundwassermessstelle geplant.

Gleichzeitig wurde bei der mündlichen Verhandlung festgehalten und beantragt, dass die Wasserversorgung für die Bohrstellen HM 2, HM 3 und KG 2 alternativ zur im Projekt angeführten Hubschrauberversorgung mit Pumpe und Schlauch erfolgen kann. Entnahmemenge und –ort bleiben wie im Projekt angeführt.

B) Beschreibung des Vorhabens:

Aus Sicht der Siedungswasserwirtschaft:

Bohrungen:

Die Wasserentnahme für die Durchführung der Bohrungen für das Erkundungsgebiet Fernergrieß erfolgt aus dem jeweils nächstgelegenen Fließgewässer mittels Saugpumpe mit einer max. Förderleistung von 5 l/s. Für das Erkundungsgebiet Gepatsch erfolgt die Wasserentnahme aus dem Speicher Gepatsch. Zudem wird Brauchwasser zur Durchführung von Bohrlochversuchen benötigt. Das für die Bohrloch​spülungen benötigte Wasser wird in einen Speichertank beim Bohrgerät gefördert. Das bei der Spülbohrung aus dem Bohrloch rückgeführte Spülwasser wird in einem Spülschlammcontainer mit ca. 4 m³ Fassungsraum aufgefangen und bis zum Erreichen der max. Sedimentkonzentration wieder verwendet. Nach Erreichen der max. Sedimentkonzentration wird der gesamte Inhalt des Spülschlamm​containers gegen Nachweis fachgerecht entsorgt. Somit gelangen keine Bohrwässer zurück in den Vorfluter.

Folgende Wasserentnahmen sind vorgesehen:

· Aus der Fagge an 16 Entnahmestellen (E 1, E 4 bis E 8, E 11 bis E 20) mit max. 25 l/s

· Aus dem Schiltibach an 2 Entnahmestellen (E 2, E 3) mit max. 5 l/s

· Aus dem Rifflerbach an 2 Entnahmestellen (E 9, E 10) mit max. 5 l/s

· Aus dem Speicher Gepatsch an 2 Entnahmestellen (E 21, E 22) mit max. 10 l/s

Schürfgruben:

Unmittelbar südlich bzw. nördlich der Brücke über die Fagge ist das temporäre Öffnen von 2 Schürfgruben geplant. Mit einem Bagger soll jeweils eine ca. 5 m tiefe begehbare Schürfgrube mit geneigten Böschungen errichtet werden.

Bei erforderlicher Grundwasserhaltung wird das Wasser mit einer Saugpumpe (Qmax = 15 l/s) in ein Absetzbecken mit einem Querschnitt 2,00 x 2,00 m und einer Länge von 8 m gepumpt. Die vorgereinigten Wässer werden in die Fagge eingeleitet. 

Schürfschlitze:

Im hinteren Bereich des Erkundungsgebietes Fernergrieß sollen temporär 4 nicht begehbare Schürfschlitze mit max. 3 m Tiefe und 1 m Breite ausgehoben werden. Eine Wasserhaltung ist nicht vorgesehen.

Im unmittelbaren Bereich der Bohrstellen, Schürfgruben und Schürfschlitze werden Auffangwannen und Ölbindemittel für den Fall eines Ölaustritts bereitgehalten. Es werden ausschließlich nicht wassergefährdende Bohrzusatzmittel eingesetzt. 

Baustelleneinrichtung:

Für die Abwicklung der Bohrarbeiten im Erkundungsgebiet Fernergrieß sind 2 Baustelleneinrichtungs​flächen vorgesehen. Eine befindet sich beim Parkplatz südwestlich der Brücke der Gletscherstraße über die Fagge mit ca. 300 m² und eine am Nordende des unteren Parkplatzes der Ochsenalmbahn mit ca. 100 m².   

Für die Abwicklung der Bohrarbeiten im Erkundungsgebiet Gepatsch ist eine Baustelleneinrichtungsfläche bei den bestehenden Parkplätzen am orographisch rechten Widerlager des Speichers Gepatsch vorgesehen.

Die Baustelleneinrichtungsflächen umfassen ein Geräte- und Baustofflager, Treibstofflager, Werkstatt​container, Sanitärcontainer und Personalcontainer. 

Die Lagerung von Kraftstoffen erfolgt in doppelwandigen Tanks.

Von der Anlage werden folgende Grundstücke im Grundbuch der Gemeinde Kaunertal berührt:

1421, 1422, 1423/1, 1423/3, 1430/1, 1444, 1448, 1449, 1451/1, 1451/2, 1452, 1454/1, 1454/2, 1460/1, 1460/2, 1461/1, 1461/2 und 1463/1

Befund aus geologischer Sicht:
Es sollen im Bereich des geplanten Ausbaues des Kraftwerks Kaunertal zwei Bereiche geologischen Erkundungsprogrammen unterzogen werden. Es handelt sich dabei um die Bereiche Fernergrieß und Gepatsch. Der Bereich Fernergrieß liegt südlich des bestehenden Stausees Gepatsch. Der Erkundungsbereich Gepatsch beinhaltet die Einhänge beiderseits des Stausees in seinem nördlichen Abschnitt. 

Der Bereich des Speichers Gepatsch des TIWAG-Kraftwerks Kaunertal ist im Bereich beider Talflanken geprägt von teils tief reichenden Massenbewegungen, die in den Festgesteinen ablaufen. Die auf den Festgesteinen auflagernden Lockergesteine sind in die Massenbewegungsprozesse mit eingebunden.

Die Festgesteine, auch außerhalb der Massenbewegungen, bestehen beiderseits des Speichers Gepatsch, also auch im Gebiet des Talschlusses südlich des Gepatsch-Stausees (Erkundungsbereich Fernergrieß) aus den Kristallingesteinen des mittelostalpinen Ötztalkristallins.
Die den Festgesteinen auflagernden Lockergesteine setzen sich aus Moränen unterschiedlichen Alters sowie aus Hangschutt, teilweise auch aus dem Schutt von Felsabbrüchen zusammen.

Im Erkundungsbereich Fernergrieß werden laut Antragsunterlagen die Erkundungen für notwendig erachtet, um unter anderem die geologischen, hydrogeologischen und geotechnischen Verhältnisse im Bereich der Sperrenstelle, im Bereich potentieller Materialentnahmen für die künftige Dammschüttung, im Bereich der Dammaufstandsfläche und im Bereich der geplanten Untertagebauwerke sowie zur Abklärung der Stabilität der Einhänge abzuklären. Im Erkundungsbereich Gepatsch gilt das Erkundungsziel laut den Einreichunterlagen den geologischen, hydrogeologischen und geotechnischen Verhältnissen für die Errichtung und den Betrieb der Triebwasserwegvariante Fernergrieß, nicht zuletzt auch im Hinblick auf die dortigen Massenbewegungen. 

Die Erkundungsziele/Informationen sollen durch Schürfschlitze, Sondierschächte bis 6 m Tiefe, Kernbohrungen und geodätische Messungen (Errichtung von Messpfeilern) erreicht werden.

Zum Schutz der Umwelt sind dem Projekt hinsichtlich der Quell- und Grundwässer keine exakten Angaben zu entnehmen. Auf Seite 23 des Technischen Berichtes wird dargetan, dass „im Erkundungsgebiet durch den Quellkataster Tirol keine Quellen erfasst oder genutzt sind“. Auf Seite 13 des Technischen Berichtes steht für den Erkundungsbereich Fernergrieß, dass „es laut Auswertung des WWT-Quellkatasters - in Übereinstimmung mit dem Kartierungsbefund - im Erkundungsbereich keine wasserwirtschaftlich relevanten oder genutzten Wasseraustritte bzw. Quellen gibt“.

Bezüglich der fachlichen Betreuung vor Ort wird im Technischen Bericht dargetan, dass „neben der ökologischen und der ornithologischen Bauaufsicht und der TIWAG-Bauaufsicht (ÖBA) die Erkundungsmaßnahmen durch Geologen betreut werden“. Genauere Angaben, vor allem über die Häufigkeit der Betreuung durch geologische Fachleute, werden nicht getätigt.

Befund aus Sicht der Wildbach- und Lawinenverbauung:

Beschreibung des Vorhabens:

Die von der TIWAG – Tiroler Wasserkraft AG beantragten Maßnahmen haben zum Ziel, ein räumliches, geologisches, geomorphologisches und hydrogeologisches Modell des vorderen und zentralen Abschnitts des Fernergrießes sowie der Flanken des bestehenden Speichers Gepatsch zu erarbeiten. 

Dazu sollen in den Erkundungsbereichen bis zu 43 Bohrungen mit Kerngewinn an bis zu 29 Bohrstellen, einschließlich dazugehöriger Bohrlochversuche, durchgeführt werden. 

Weiters ist der Ausbau ausgewählter Bohrungen als Grundwasserstellen bzw. Inklinometer, die Durchführung von Mikrobohrungen mit bis zu 2 m Kerngewinn in 3 Bereichen talauswärts der Gletscherzunge des Gepatschferners, die Errichtung von 6 händisch ausgehobenen Sondierschächten,      4 schmalen Schürfschlitzen, 2 größeren begehbaren Schürfgruben sowie die Installation geodätischer Fixpunkte zur fortlaufenden Beobachtung allfälliger Hangbewegungen geplant.

Darüber hinaus sind im Erkundungsbereich Gepatsch 4 Bohrungen mit Kerngewinn an 4 separaten Bohrstellen, den dazugehörigen Bohrlochversuchen und dem Ausbau als Grundwassermessstellen und/oder Inklinometer geplant.

Nähere Beschreibungen der Maßnahmen:

Bohrungen:

Die Wasserentnahme für die Durchführung der Bohrungen für das Erkundungsgebiet Fernergrieß erfolgt aus dem jeweils nächstgelegenen Fließgewässer mittels Saugpumpe mit einer max. Förderleistung von 5 l/s. Für das Erkundungsgebiet Gepatsch erfolgt die Wasserentnahme aus dem Speicher Gepatsch. Zudem wird Brauchwasser zur Durchführung von Bohrlochversuchen benötigt. Das für die Bohrloch​spülungen benötigte Wasser wird in einen Speichertank beim Bohrgerät gefördert. Das bei der Spülbohrung aus dem Bohrloch rückgeführte Spülwasser wird in einem Spülschlammcontainer mit ca. 4 m³ Fassungsraum aufgefangen und bis zum Erreichen der max. Sedimentkonzentration wieder verwendet. Nach Erreichen der max. Sedimentkonzentration wird der gesamte Inhalt des Spülschlamm​containers gegen Nachweis fachgerecht entsorgt. Somit gelangen keine Bohrwässer zurück in den Vorfluter.

Folgende Wasserentnahmen sind vorgesehen:

· Aus der Fagge an 16 Entnahmestellen (E 1, E 4 bis E 8, E 11 bis E 20) mit max. 25 l/s

· Aus dem Schiltibach an 2 Entnahmestellen (E 2, E 3) mit max. 5 l/s

· Aus dem Rifflerbach an 2 Entnahmestellen (E 9, E 10) mit max. 5 l/s

· Aus dem Speicher Gepatsch an 2 Entnahmestellen (E 21, E 22) mit max. 10 l/s

Schürfgruben:

Unmittelbar südlich bzw. nördlich der Brücke über die Fagge ist das temporäre Öffnen von 2 Schürfgruben geplant. Mit einem Bagger soll jeweils eine ca. 5 m tiefe begehbare Schürfgrube mit geneigten Böschungen errichtet werden.

Bei erforderlicher Grundwasserhaltung wird das Wasser mit einer Saugpumpe (Qmax = 15 l/s) in ein Absetzbecken mit einem Querschnitt 2,00 x 2,00 m und einer Länge von 8 m gepumpt. Die vorgereinigten Wässer werden in die Fagge eingeleitet. 

Schürfschlitze:

Im hinteren Bereich des Erkundungsgebietes Fernergrieß sollen temporär 4 nicht begehbare Schürfschlitze mit max. 3 m Tiefe und 1 m Breite ausgehoben werden. Eine Wasserhaltung ist nicht vorgesehen.

Im unmittelbaren Bereich der Bohrstellen, Schürfgruben und Schürfschlitze werden Auffangwannen und Ölbindemittel für den Fall eines Ölaustritts bereitgehalten. Es werden ausschließlich nicht wasser-gefährdende Bohrzusatzmittel eingesetzt. 

Baustelleneinrichtung:

Für die Abwicklung der Bohrarbeiten im Erkundungsgebiet Fernergrieß sind 2 Baustelleneinrichtungs​flächen vorgesehen. Eine befindet sich beim Parkplatz südwestlich der Brücke der Gletscherstraße über die Fagge mit ca. 300 m² und eine am Nordende des unteren Parkplatzes der Ochsenalmbahn mit ca. 100 m².

  Für die Abwicklung der Bohrarbeiten im Erkundungsgebiet Gepatsch ist eine Baustelleneinrichtungsfläche bei den bestehenden Parkplätzen am orographisch rechten Widerlager des Speichers Gepatsch vorgesehen.

Die Baustelleneinrichtungsflächen umfassen ein Geräte- und Baustofflager, Treibstofflager, Werkstatt​container, Sanitärcontainer und Personalcontainer. 

Aus lawinentechnischer Sicht sind die geplanten Bohrungen F 22 bis F 25 von Bedeutung, da die Arbeiten vorwiegend in den Wintermonaten erfolgen sollen. In diesem Bereich ist mit künstlichen Lawinenauslösungen zur Sicherung der Kaunertaler Gletscherstraße von der zuständigen Lawinenkommission bzw. von den Kaunertaler Gletscherbahnen zu rechnen. 

Die Baustelleneinrichtung betrifft neben üblichen Werkzeugcontainern einen Personalcontainer und einen Sanitärcontainer. 

Befund der naturkundefachlichen Sachverständigen:
Die TIWAG hat um die wasser- und naturschutzrechtliche Bewilligung zur Durchführung geologischer Vorerkundungen im Gebiet Gepatsch/Fernergrieß zum Ausbau des Kraftwerks Kaunertal angesucht. Grundlage von Befund und Gutachten bildet das Projekt „Ausbau Kraftwerk Kaunertal, geologische Vorerkundungen Gepatsch/Fernergrieß“, eingereicht von der TIWAG im April 2009. Im Einreichprojekt enthalten sind umfangreiche pflanzensoziologische Kartierungen, aus denen auch die Situierung der betroffenen Flächen erkennbar ist, sowie eine zoologische Potentialanalyse (Vögel, Amphibien, Reptilien) für alle betroffenen Bereiche. Im Projekt enthalten sind eine Reihe von Empfehlungen zur Abminderung potentieller Beeinträchtigungen der Tier- und Pflanzenwelt.

Die Vorerkundungen können in 3 Kategorien eingeteilt werden, wobei auch die Vorerkundungen außerhalb des Natura-2000-Gebiets im Randbereich desselben liegen.

Vorerkundungen außerhalb des Natura-2000-Gebiets und außerhalb des 500-m-Uferschutz-bereichs:

Dabei handelt es sich um die Bohrungen F01, F08 bis F19 und F42/43. Diese liegen entlang der bestehenden Gletscherstraße. Der Flächenbedarf pro eingerichteter Bohrstelle beträgt ca. 150 m². Allenfalls sind kleinflächige Geländeveränderungen erforderlich.

Weiters ist unmittelbar südlich bzw. nördlich der Brücke der Gletscherstraße über die Fagge das temporäre Öffnen von zwei Schürfgruben mit einem Flächenbedarf von ca. 8 x 8 m geplant. 

Vorerkundungen außerhalb des Natura-2000-Gebiets aber innerhalb des 500-m-Uferschutzbereichs des Gepatschstausees:

Diese Vorerkundungen liegen im 500-m-Uferschutzbereich des Speichers Gepatsch. Vorgesehen sind       4 Bohrungen mit Kerngewinn an 4 separaten Bohrstellen, die dazugehörigen Bohrlochversuche und Ausbau als Grundwassermessstellen bzw. Inklinometer. 
3 der Bohrungen sollen mit einem Kleinbohrgerät (Manipulation mit dem Hubschrauber) und eine mit einem Großbohrgerät an der bestehenden Uferstraße erfolgen. Die erforderlichen Wasserentnahmen stammen aus dem Gepatschstausee. Die von den Vorerkundungen betroffenen Flächen stellen sich laut vorliegender Vegetationskartierung als Lärchen- und Zirbenwald, Zwergstrauchheiden bzw. Straßenböschungen dar. Die zoologische Potentialanalyse weist die Bedeutung der Bereiche als Lebensraum für Amphibien aus. Beidufrig sind günstige Lebensräume für alle 4 (Bergeidechse, Blindschleiche, Kreuzotter, Schlingnatter) potentiell vorkommenden Reptilien vorhanden, dies gilt insbesonders für den Sondierungspunkt 16. Ebenso bieten diese Bereiche einen Lebensraum für zahlreiche Vogelarten wie Auerhuhn und verschiedene Spechtarten (Details siehe zoologische Potentialanalyse Seite 5). 
  
Vorerkundungen innerhalb des Natura-2000-Gebiets „Ötztaler Alpen“ und des Ruhegebiets „Ötztaler Alpen“:

Sondiermaßnahmen im Detail siehe Technischer Bericht der Einreichunterlagen. In diesem Bereich sind für die Vorerkundungen Bauhilfswege sowie sonstige technische Einrichtungen (temporäre Liftstützen, Anker, Brücken etc.) erforderlich. Dies deshalb, da der Bereich wegtechnisch kaum erschlossen ist. Zudem werden alle Geräte mit geländegängigen Fahrzeugen transportiert. 

Wie aus der pflanzensoziologischen Kartierung hervorgeht, liegen im Projektsgebiet aus naturkundlicher Sicht äußerst wertvolle Vegetationseinheiten und Biotopkomplexe vor (genaue Auflistung und Flächenverbrauch siehe pflanzensoziologische Kartierung). Diese werden aufgrund der Auswahl der Bohrungsstandorte bzw. der Zufahrten jedoch möglichst ausgespart. Zudem sind weitere Maßnahmen vorgesehen: sensible Bereiche sollen mit Geovlies abgedeckt, Zwergsträucher zur Schonung auf Stock gesetzt werden etc. Im Bereich der Bohrungen F 22 bis F 25 auf dem Hochplateau nördlich des Nörderberges werden die Bohrungen zur Schonung der hier vorhandenen Kleinseggenrieder bzw. Übergangsmoore im Hochwinter durchgeführt.

Die zoologische Potentialanalyse beinhaltet ebenfalls umfangreiche Erhebungen über die potentiellen Lebensräume. Diese ergab eine Reihe potentieller Brutvogelarten im Untersuchungsgebiet wie Alpenschneehuhn, Steinhuhn etc., welche sowohl nach Anhang 1 der EU-Vogelschutzrichtlinie geschützt als auch in der Roten Liste als gefährdet eingestuft sind (genaue Daten, auch in Bezug auf das Potential der Herpetofauna siehe zoologische Potentialanalyse). Gewässer mit Amphibienbestand dürfen nicht beeinträchtigt werden, weswegen zum Teil ein kleinflächiges Ausweichen erforderlich sein kann.

Der gesamte Bereich wird als Erholungsraum genutzt und durch die Gletscherstraße bzw. eine Vielzahl von Wanderwegen erschlossen. Einsehbarkeit auf den Bereich besteht zum Teil von der Gletscherstraße bzw. von höher gelegenen Bergregionen aus. 

Mit den Probebohrungen ist auch eine Lärmentwicklung verbunden. Dazu wurde vom Ingenieurbüro für Verkehrswesen eine schalltechnische Begutachtung der geologischen Erkundungen durchgeführt. Diese beziehen sich rein auf die Vorerkundungen im Natura-2000-Gebiet. Die Lärmmessungen wurden im Bereich von Sondierbohrungen im Februar 2009 bei Schneelage durchgeführt. Die geplanten Hubschrauberflüge im Bereich Gepatschstausee wurden nicht untersucht. Im Gutachten wurden vor allem die Auswirkungen auf den Bereich der Gepatschalm untersucht.

Befund des limnologischen Sachverständigen:
Bezüglich der geplanten Wasserentnahme wird auf den Befund des wasserbautechnischen Sachverständigen und das Einreichprojekt verwiesen.

Die Entnahmemenge liegt bei allen Bächen unter 10 % der minimalen Wasserführung. 

Vorgesehen ist eine Entnahme aus den Bächen mittels Saugpumpe. Die Bäche sind im Bereich der geplanten Entnahmen weitgehend durch fehlende anthropogene Beeinträchtigungen gekennzeichnet. Aufgrund des ökomorphologischen Erscheinungsbildes (vgl. Fotodokumentation) ist das gegenständliche Gewässer im Projektsbereich mit einer hohen ökologischen Wertigkeit einzustufen.

C) Ergebnis des Ermittlungsverfahrens:

Zu den Vorhaben wurden Stellungnahmen der ins Verfahren einbezogenen Sachverständigen abgegeben, die in der Folge wiedergegeben werden:

Gutachten des Sachverständigen für Siedlungswasserwirtschaft:

Die eingereichten Projektsunterlagen sind für die Durchführung der Verhandlung ausreichend. 

Beim derzeitigen Kenntnisstand kann nicht ausgeschlossen werden, dass Quellbeweis-sicherungsmaßnahmen erforderlich sind. Diesbezüglich wird auf die Stellungnahme des geologischen Sachverständigen vom 23. Juni 2009 verwiesen. Ergänzend wird aus siedlungswasserwirtschaftlicher Sicht festgehalten, dass aufgrund der örtlichen Gegebenheiten eine negative Beeinflussung der genutzten Quelle für das Gepatschhaus nicht zu befürchten ist. 

Bei Einhaltung der Nebenbestimmungen bestehen aus siedlungswasserwirtschaftlicher Sicht keine Einwände gegen die Erteilung der wasserrechtlichen Bewilligung.

Gutachten des geologischen Sachverständigen:

Grundsätzlich darf vorausgeschickt werden, dass die geplanten Erkundungsmaßnahmen jedenfalls notwendig sind, um die Planungen für die Erweiterung des Kaunertalkraftwerks durchführen zu können. 

Es ist auch festzustellen, dass Art, Weise und Umfang der geplanten Arbeiten jedenfalls als notwendig und gerechtfertigt zu bezeichnen sind.

Die eingereichten Unterlagen sind allerdings nur bedingt plausibel und nachvollziehbar. 
So liegt zwar für den Erkundungsbereich Gepatsch ein geologischer Übersichtslageplan vor. Die Vorlage dieses Planes wurde mit den Unterfertigten besprochen. Festzustellen ist, dass dieser Plan nur sehr bedingt aussagefähig ist, aber als Projektsunterlage für das Erkundungsprogramm Gepatsch als ausreichend angesehen wird.

Für den Erkundungsbereich Fernergrieß liegt leider keine geologische Kartierung vor. Diese sollte immer der erste Planungsschritt, also vor Durchführung von Bohrungen und ähnlichen Erkundungen, sein. Ausnahmsweise wird auf diese Unterlagen verzichtet,  um das zeitliche Korsett der Planungen in diesem frühen Stadium nicht zu sprengen (die Kartierungen könnten witterungsbedingt erst jetzt beginnen). 

Allerdings ist festzustellen, dass die Aussagen zu einer möglichen Quellbeweissicherung jedenfalls nicht nachvollziehbar sind. Der Quellkataster und das Wasserbuch erheben keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Daher ist es zwingend notwendig, dass noch vor Beginn der Erkundungstätigkeit in beiden Projektsgebieten (Erkundungsgebieten) die Quellen und Wasseraustritte im Gelände erhoben und gemeinsam mit den Punkten der einzelnen Erkundungsmaßnahmen auf einer Karte in geeignetem Maßstab dargestellt werden. Jedenfalls sind auch die im Quellkataster angeführten, jeweils nächsten Quellen darzustellen und fachlich-geologisch zu bewerten.

Sollte eine Quellbeeinträchtigung nicht auszuschließen sein, sind Beweissicherungen an diesen Quellen durchzuführen (Schüttung, Wassertemperatur, elektrische Leitfähigkeit). Weiters ist es notwendig, dass die Bohrungen und anderen Erkundungsmaßnahmen dauerhaft und wirkungsvoll von Geologen betreut werden. 

Gutachten des Sachverständigen für Wildbach- und Lawinenverbauung:

Grundsätzlich wird darauf hingewiesen, dass sich die Arbeiten auf hochalpines Gelände beschränken, daher ist mit einem erhöhten Restrisiko zu rechnen. Aus lawinentechnischer Sicht sind die Bohrarbeiten     F 22 bis F 25 sowie die Baustelleneinrichtung (Personal- und Sanitärcontainer) von Bedeutung. Aus dem Schiltibach ist mit keiner Gefährdung für die Baustelleneinrichtung zu rechnen.

Da die künstliche Lawinenauslösung im Bereich der Bohrungen F 22 bis F 25 ausgelöst wird, ist eine Koordinierung mit der zuständigen Lawinenkommission bzw. den Kaunertaler Gletscherbahnen herzustellen. 

Die restlichen Erkundungsbohrungen beschränken sich auf die Sommermonate und daher ist mit keiner Lawinengefährdung zu rechnen.

Bei plan- und bescheidgemäßer Ausführung kann dem Erkundungsprogramm unter Einhaltung der Auflagen zugestimmt werden.

Gutachten der naturkundefachlichen Sachverständigen:

Grundsätzlich wird festgestellt, dass das Projekt eine Reihe von Maßnahmen und Empfehlungen enthält, die die Beeinträchtigungen der Schutz- und Erhaltungsziele sowie die Schutzgüter nach dem Tiroler Naturschutzgesetz abmindern.

Auswirkungen durch die Vorerkundungen im Bereich außerhalb des Natura-2000-Gebiets und außerhalb des 500-m-Uferschutzbereichs:

Hier kann es aufgrund der Situierung im Randbereich des Natura-2000-Gebiets zu Beeinträchtigungen aufgrund der Lärmentwicklung kommen. Allerdings führt die Gletscherstraße in unmittelbarer Nähe vorbei, weswegen diese Beeinträchtigungen als relativ gering anzusehen sind. Allfällige Beeinträchtigungen der Vegetation sind durch Einhaltung entsprechender Vorschreibungen (sorgsames Abheben der Vegetation etc. siehe Vorschreibungen) abminderbar.

Auswirkungen durch die Vorerkundungen außerhalb des Natura-2000-Gebiets, aber innerhalb des 500-m-Uferschutzbereichs des Gepatschstausees:

Da durch die Sondierungen an sich nur relativ kleinflächige Bereiche betroffen sind, sind die Auswirkungen auf die Schutzgüter nach dem Tiroler Naturschutzgesetz als relativ gering zu bezeichnen und durch die im Projekt vorgesehenen Maßnahmen entsprechend abminderbar. Die Einsehbarkeit ist vor allem auf die Probebohrung im Bereich des Speichersees gegeben, dieser ist jedoch bereits stark anthropogen überformt und nicht als naturnah zu bezeichnen. Bezüglich des Lebensraumes einheimischer Tier- und Pflanzenarten wird ebenfalls auf die vorgesehenen Maßnahmen verwiesen, durch die die Beeinträchtigungen wesentlich abgemindert werden können.

Dies gilt auch für die von der TIWAG am Verhandlungstag zusätzlich eingereichten Bohrungen in diesem Bereich. 

Zur möglichen Beeinträchtigung des Natura-2000-Gebiets durch die Lärmentwicklung der Hubschrauberflüge wird auf die im Projekt vorgesehene Beschränkung der Flugzeiten (max. 1 Tag pro Woche, max. von 10:00 Uhr bis 15:00 Uhr samt vorgesehener Flugstrecke) verwiesen (siehe Seite 19 des Technischen Berichtes). Damit können auch potentielle Beeinträchtigungen des Natura-2000-Gebiets durch die Flüge ausreichend minimiert werden.

Auswirkungen durch die Vorerkundungen innerhalb des Natura-2000-Gebiets „Ötztaler Alpen“ und des Ruhegebiets „Ötztaler Alpen“:

Vor allem für den Bereich des Natura-2000-Gebiets wurden umfangreiche Erhebungen durchgeführt und daraus Schutzmaßnahmen abgeleitet. Diese Schutzmaßnahmen und Empfehlungen sind in hohem Maße geeignet, die möglichen Beeinträchtigungen der Schutz- und Erhaltungsziele des betroffenen Teilgebiets des Natura-2000-Gebiets zu reduzieren. Bei Umsetzung des Projektes samt allen enthaltenen Schutzmaßnahmen wird es daher aus heutiger Sicht zu keiner nachhaltigen Beeinträchtigung von wertgebenden Schutzinhalten des Natura-2000-Gebiets führen. Ebenso werden die günstigen Erhaltungszustände der berührten Natura-2000-relevanten Lebensräume nicht nachhaltig gefährdet.

Bezüglich des Naturhaushalts und des Lebensraumes einheimischer Tier- und Pflanzenarten wird auf die Ausführungen zu den Auswirkungen auf das Natura-2000-Gebiet verwiesen. Wichtig ist hier vor allem eine genaue Umsetzung des Projektes und der enthaltenen Maßnahmen und Empfehlungen. Für die Überwachung des Projektes und der Maßnahmen ist eine ökologische Bauaufsicht zu bestellen (siehe Vorschreibungen).

Zum Landschaftsbild ist festzustellen, dass es zwar zu temporären Beeinträchtigungen kommen wird, diese jedoch im Wesentlichen auf den Projektzeitraum begrenzt sein werden und bei projektsgemäßer Vorgangsweise nicht nachhaltig in Erscheinung treten werden.

Bezüglich des Erholungswertes wird festgestellt, dass es hier durch die Lärmentwicklung zu massiven Beeinträchtigungen kommen wird. Laut lärmtechnischem Gutachten ist die Lärmentwicklung im Nahebereich der Bohrungen doch beträchtlich. Wanderer und Bergsteiger werden in ihrem Erholungsbedürfnis stark beeinträchtigt. Es ist insgesamt während der Bauarbeiten mit einer starken Lärmentwicklung zu rechnen, die nicht mit den Schutzzielen des Ruhegebiets in Einklang zu bringen ist.

Gutachten des limnologischen Sachverständigen:

Basierend auf die im Projekt angegebenen Abflussdaten verbleiben in allen betroffenen Bächen mindestens 90 % des kleinsten Tagesmittelwertes. Aus gewässerökologischer Sicht ergeben sich durch die geplanten Entnahmemengen zwar Beeinträchtigungen des ökologischen Zustandes hinsichtlich der Strömungs- und Wassertiefenvariabilität bzw. der Substratzusammensetzung während des Entnahme-zeitraumes, doch sind die Beeinträchtigungen des ökologischen Zustandes nicht so groß, dass eine schwerwiegende Störung bzw. Verschlechterung der betroffenen Oberflächenwasserkörper zu erwarten ist. 

Vom Standpunkt des öffentlichen Interesses bestehen somit bei Einhaltung der von den Sachverständigen vorgeschlagenen Nebenbestimmungen, welche vom Vertreter der Konsenswerberin zustimmend zur Kenntnis genommen wurden sowie unter Einhaltung der Nebenbestimmungen gegen den Bau und Betrieb der Anlage keine Bedenken.

D) Beweiswürdigung:

Sämtliche gutachterlichen Stellungnahmen erscheinen der Behörde schlüssig und nachvollziehbar und konnten somit der Entscheidung zugrunde gelegt werden. Von den ins Verfahren einbezogenen Parteien wurden folgende Stellungnahmen vorgebracht:
Stellungnahme des Naturschutzbeauftragten:

Nach Vorstellung des Projektes wird ein Lokalaugenschein vorgenommen. Das Projekt ist sorgfältig vorbereitet (ein überwiegender Teil liegt im Natura-2000-Gebiet; ein Teilbereich im Seenschutzbereich des Kaunertalstausees). Die pflanzensoziologischen und tierökologischen Kartierungen sind umfangreich und ausreichend erhoben. Im Zuge der Projektserstellung waren ökologische Büros mit eingebunden, um eine Optimierung hinsichtlich Inanspruchnahme bzw. Beeinträchtigung sensibler Bereiche zu erreichen. So wurden z. B. in einem Feuchtbereich zur Schonung die Bohrarbeiten in den Winter verlegt (Schutz durch die Schneedecke). Darüber hinaus wird eine ökologische Bauaufsicht zur projektsgemäßen Umsetzung aller Maßnahmen vorgeschrieben. Insgesamt werden Seitens der naturkundlichen Amtssachverständigen die Beeinträchtigungen als vertretbar und nicht nachhaltig beurteilt. Als Problem stellt sich jedoch die Lärmentwicklung dar (Beeinträchtigung des Erholungswertes – Ruhegebiet). 

Unter der Voraussetzung der Einhaltung aller Vorschreibungen erhebe ich bei gegebener Situation keinen Einwand gegen die Bewilligung.

Stellungnahme von Herrn Emil Neururer, Fischereipächter der Fagge:
Ich habe keine Bedenken bezüglich des Projektes. Vor Einrichtung der Saugstellen sind diese durch einen Gewässerökologen zu beurteilen und in Abstimmung mit mir festzulegen. Es dürfen durch die Saugstellen keine Schäden für die Fischerei entstehen.

Allfällige Schäden sind angemessen zu entschädigen und im Einvernehmen mit dem Geschädigten festzusetzen.

Stellungnahme von Herrn Josef Raich, Obmann der Agrargemeinschaft Birgalpe, bzw. Bürgermeister der Gemeinde Kaunertal:

Das Verhandlungsergebnis wird zur Kenntnis genommen.

Stellungnahme zu den öffentlichen Interessen durch die Vertreter der TIWAG – Tiroler Wasserkraft AG:

Das Verhandlungsergebnis wird zur Kenntnis genommen. 

E) In rechtlicher Hinsicht folgt somit:

1.
Zur wasserrechtlichen Bewilligung:
Gemäß § 9 Abs. 1 WRG bedarf jede über den Gemeingebrauch hinausgehende Benutzung der öffentlichen Gewässer sowie die Errichtung oder Änderung der zur Benutzung der Gewässer dienenden Anlagen einer wasserrechtliche Bewilligung. Ebenfalls bedarf die Benutzung der privaten Tagwässer sowie die Errichtung oder Änderung der hierzu dienenden Anlagen einer Bewilligung der Wasserrechtsbehörde.

Gemäß § 11 Abs. 1 WRG ist bei der Erteilung einer nach § 9 WRG oder § 10 WRG erforderlichen Bewilligung jedenfalls der Ort, das Maß und die Art der Wasserbenutzung zu bestimmen.

Gemäß § 13 Abs. 1 WRG ist bei der Bestimmung des Maßes der Wasserbenutzung auf den Bedarf des Bewerbers sowie auf die bestehenden wasserwirtschaftlichen Verhältnisse, insbesondere auf das nach Menge und Beschaffenheit vorhandene Wasserdargebot, mit Rücksicht auf den wechselnden Wasserstand, Bedacht zu nehmen. Dabei sind die nach dem Stand der Technik möglichen und im Hinblick auf die bestehenden wasserwirtschaftlichen Verhältnisse gebotenen Maßnahmen vorzusehen.

Gemäß § 21 WRG ist die Bewilligung zur Benutzung eines Gewässers nach Abwägung des Bedarfes des Bewerbers und des wasserwirtschaftlichen Interesses sowie der wasserwirtschaftlichen und technischen Entwicklung gegebenenfalls unter Bedachtnahme auf eine abgestufte Projekts-verwirklichung auf die nach dem Ergebnis der Abwägung jeweils längste vertretbare Zeitdauer zu befristen. Die Frist darf bei Wasserentnahmen für Bewässerungszwecke 10 Jahre, sonst 9 Jahre nicht überschreiten.

Gemäß § 105 WRG hat die Behörde eine Beeinträchtigung der dort vorliegenden öffentlichen Interessen zu prüfen, im gegenständlichen Fall steht durch die Stellungnahmen der Sachverständigen fest, dass eine solche nicht vorliegt. 

Vom Standpunkt des öffentlichen Interesses bestehen somit aufgrund der Stellungnahmen der Sachverständigen bei Einhaltung der von den Sachverständigen vorgeschlagenen Nebenbestimmungen, welche vom Vertreter der Konsenswerberin zustimmend zur Kenntnis genommen wurden, gegen die Erteilung der wasserrechtlichen Bewilligung keine Einwände.
Einwendungen Dritter liegen nicht vor.

Da die bewilligte Anlage fremden Grund in einem für die Betroffenen unerheblichen Ausmaß in Anspruch nimmt und dagegen keine Einwände erhoben wurden, gelten die erforderlichen Dienstbarkeiten im Sinne des § 111 Abs. 4 WRG 1959 mit diesem Bescheid als eingeräumt.

2.
Zur naturschutzrechtlichen Bewilligung:

Rechtliche Grundlagen für die Vorerkundungen außerhalb des Natura-2000-Gebiets und innerhalb des 500-m-Uferschutzbereichs des Gepatschstausees:

Gemäß § 7 Abs. 1 lit. b TNSchG 2005 bedarf außerhalb geschlossener Ortschaften im Bereich von fließen​den natürlichen Gewässern die Errichtung, Aufstellung und Anbringung von Anlagen einer natur​schutz​rechtlichen Bewilligung. Weiters bedarf gemäß § 7 Abs. 2 lit. a Ziffer 1 TNSchG 2005 außerhalb    geschlossener Ortschaften im Bereich der Ufer​böschung von fließenden natürlichen Gewässern und eines    5 m breiten, von der Ufer​böschungskrone landeinwärts zu messenden Geländestreifens die Errichtung, Aufstellung und Anbringung von Anlagen  einer natur​schutz​rechtlichen Bewilligung.

Eine Bewilligung für Vorhaben im Gewässerschutzbereich sowie Uferschutzbereich darf gemäß § 29 Abs. 2 lit. a TNSchG 2005 nur erteilt werden, wenn das Vorhaben die Interessen des Naturschutzes nicht beeinträchtigt (Ziffer 1) oder, wenn andere langfristige öffentliche Interessen an der Erteilung der Bewilligung die Interessen des Naturschutzes überwiegen (Ziffer 2).
Die Interessen des Naturschutzes sind in § 1 Abs. 1 TNSchG 2005 näher definiert. Demgemäß hat das TNSchG 2005 zum Ziel, die Natur als Lebensgrundlage des Menschen so zu erhalten und zu pflegen, dass ihre Vielfalt, Eigenart und Schönheit, ihr Erholungswert, der Artenreichtum der heimischen Tier- und Pflanzenwelt und deren natürliche Lebensräume sowie ein möglichst unbeeinträchtigter und leistungsfähiger Naturhaushalt bewahrt und nachhaltig gesichert oder wiederhergestellt werden. Dabei erstreckt sich die Erhaltung und Pflege der Natur auf alle ihre Erscheinungsformen, insbesondere auch auf die Landschaft, und zwar unabhängig davon, ob sie sich in ihrem ursprünglichen Zustand befindet (Naturlandschaft) oder durch den Menschen gestaltet wurde (Kulturlandschaft).
Aufgrund der Stellungnahme der naturkundefachlichen Sachverständigen war davon auszugehen, dass die Maßnahmen die im Uferschutzbereich des Gepatschstausees durchgeführt werden, zu keinen besonderen Beeinträchtigen der oben angeführten Schutzgüter des TNSchG 2005 führen werden.

Daher war die naturschutzrechtliche Bewilligung für diese Maßnahmen wie im Spruch angeführt zu erteilen.

Zu den rechtlichen Grundlagen für die Vorerkundungen innerhalb des Natura-2000-Gebiets Ötztaler Alpen und des Ruhegebiets Ötztaler Alpen:

Zu den Ruhegebietsbestimmungen:

Gemäß § 11 Abs. 1 TNSchG 2005 kann die Landesregierung außerhalb geschlossener Ortschaften gelegene Gebiete, die für die Erholung in der freien Natur dadurch besonders geeignet sind, dass sie sich wegen des Fehlens von lärmerregenden Betrieben, von Seilbahnen für die Personenbeförderung sowie von Straßen mit öffentlichem Verkehr durch weitgehende Ruhe auszeichnen, durch Verordnung zu Ruhegebieten erklären, wenn die Erhaltung dieser Gebiete für die Erholung von besonderer Bedeutung ist oder voraussichtlich sein wird. 
Aufgrund vorgenannter Verordnungsermächtigung hat die Tiroler Landesregierung mit Verordnung vom 02. Mai 2006 Teile der Ötztaler Alpen in den Gemeinden Kaunertal, St. Leonhard i. P. und Sölden zum Ruhegebiet erklärt (Ruhegebiet Ötztaler Alpen). 

Im Ruhegebiet bedürfen gemäß § 3 Abs. 1 lit. a und lit. e vorgenannter Verordnung unter anderem die Errichtung, Aufstellung und Anbringung von Anlagen sowie die Verwendung von Kraftfahrzeugen einer naturschutzrechtlichen Bewilligung. 

Eine Bewilligung für Vorhaben in Ruhegebieten darf gemäß § 29 Abs. 2 lit. b TNSchG 2005 nur erteilt werden, wenn das Vorhaben die Interessen des Naturschutzes nicht beeinträchtigt (Ziffer 1) oder, wenn andere langfristige öffentliche Interessen an der Erteilung der Bewilligung die Interessen des Naturschutzes überwiegen (Ziffer 2).
Aufgrund der Stellungnahme der naturkundefachlichen Sachverständigen ist davon auszugehen, dass es durch die Lärmentwicklung im Zuge der Bohrungen zu massiven Beeinträchtigungen, insbesondere für das Schutzgut Erholungswert kommen wird. 
Aufgrund der angeführten Bestimmung des § 29 Abs. 2 lit. b TNSchG 2005 darf daher eine Bewilligung nur dann erteilt werden, wenn andere langfristige Interessen an der Erteilung der Bewilligung die Interessen des Naturschutzes überwiegen. 
Von der Antragstellerin wurden diese Interessen mit den notwendige Vorarbeiten zur Prüfung der Möglichkeiten des Ausbaus der heimischen Wasserkraft zwecks Erhöhung des Anteils an erneuerbaren Energiequellen begründet.
Seitens der Behörde wird dieses Interesse als ausreichend angesehen um die Beeinträchtigungen der Schutzgüter zu überwiegen, insbesondere auch daher da die Beeinträchtigung des Schutzgutes Erholungsraum nur auf einen kurzen Zeitraum beschränkt ist.
Zu den Sonderbestimmungen für Natura-2000-Gebiete:

Das „Ruhegebiet Ötztaler Alpen“ wurde seitens der Tiroler Landesregierung als Natura-2000-Gebiet        ge​meldet. Die Verlautbarung darüber erfolgte mit Kundmachung der Landesregierung vom 10. Mai 2005 über die Natura-2000-Gebiete in Tirol, LGBl. Nr. 47/2005. 

Pläne oder Projekte (Vorhaben), die nicht unmittelbar mit der Verwaltung des Natura-2000-Gebiets in Verbindung stehen oder hiefür nicht notwendig sind, die ein solches Gebiet jedoch einzeln oder im Zusammenwirken mit anderen Plänen oder Projekten erheblich beeinträchtigen können, bedürfen gemäß § 14 Abs. 4 TNSchG 2005 einer naturschutzrechtlichen Bewilligung (Verträglichkeitsprüfung). Die Behörde hat in diesem Verfahren die Verträglichkeit des Vorhabens mit den für dieses Gebiet festgelegten Er​hal​tungs​zielen zu prüfen. Die naturschutzrechtliche Bewilligung ist, unbeschadet einer sonstigen Bewilli​gungs- oder Anzeigepflicht nach dem TNSchG 2005, einer Verordnung aufgrund des TNSchG 2005 zu erteilen, wenn das Natura-2000-Gebiet nicht erheblich beeinträchtigt wird. 
Aufgrund der Stellungnahme der naturkundefachlichen Sachverständigen ist davon ausgehen, dass das Vorhaben für die festgelegten Schutzziele des Natura 2000 Gebietes verträglich ist, daher war auch nach diesen Bestimmungen eine naturschutzrechtliche Bewilligung zu erteilen.
Zu den Bestimmungen betreffend geschützte Pflanzen- und Tierarten:

Gemäß § 2 Abs. 2 Tiroler Naturschutzverordnung 2006 ist es hinsichtlich der gänzlich geschützten       Pflanzenarten u. a. verboten, absichtlich derartige Pflanzen sowie deren Teile (Wurzeln, Zwiebeln, Knollen, Blüten, Blätter, Zweige, Früchte und dgl.) und Entwicklungsformen von ihrem Standort zu entfernen, zu beschädigen oder zu vernichten oder den Standort von derartigen Pflanzen so zu behandeln, dass ihr weiterer Bestand an diesem Standort unmöglich gemacht wird. 

Hinsichtlich der teilweise geschützten Pflanzenarten bestimmt § 2 Abs. 4 Tiroler Naturschutzverordnung 2006 unter anderem, dass es verboten ist, die oberirdisch wachsenden Teile solcher Arten absichtlich in einer über einen Handstrauß hinaus gehenden Menge zu entnehmen, die unterirdisch wachsenden Teile (Wurzeln, Zwiebeln, Knollen) absichtlich von ihrem Standort zu entfernen, zu beschädigen oder zu vernichten oder den Standort von derartigen Pflanzen so zu behandeln, dass ihr weiterer Bestand an diesem Standort unmöglich wird.

Die in der Tiroler Naturschutzverordnung 2006 angeführten gefährdeten besonderen Pflanzen-           gesellschaften (wie z. B. Silikatschutthalden) sind gemäß deren § 3 dahingehend geschützt, als es verboten ist, ihre Standorte so zu behandeln, dass ihr Fortbestand erheblich beeinträchtigt oder unmöglich wird, insbesondere die natürliche Artenzusammensetzung der Pflanzengesellschaft verändert wird.

Eine Bewilligung für Ausnahmen von den festgelegten Verboten in der Tiroler Naturschutzverordnung 2006 darf gemäß § 29 Abs. 3 lit. b TNSchG 2005 nur erteilt werden „wenn die jeweiligen Voraussetzungen vorliegen“.
Hinsichtlich der „Voraussetzungen“ bestimmt § 23 Abs. 5 TNSchG 2005 betreffend die geschützten     Pflan​zenarten, dass Ausnahmen von den Verboten bewilligt werden können, sofern es keine andere zufriedenstellende Lösung gibt und die Populationen der betroffenen Pflanzenart in ihrem natürlichen Verbreitungs​gebiet ohne Beeinträchtigung in einem günstigen Erhaltungszustand verweilen,

a) zum Schutz der übrigen Pflanzen und wildlebenden Tiere und zur Erhaltung der natürlichen Lebens​räume, 

b) zur Verhütung ernster Schäden, insbesondere an Kulturen, Gewässern und Eigentum, 

c) im Interesse der Volksgesundheit und der öffentlichen Sicherheit oder aus anderen zwingenden    Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses einschließlich solcher sozialer oder wirtschaftlicher Art oder positiver Folgen für die Umwelt, 

d) zu Zwecken der Forschung und des Unterrichts, der Bestandsauffüllung und Wiederansiedlung und der für diese Zwecke erforderlichen Aufzucht, einschließlich der künstlichen Vermehrung von Pflanzen,

e) um unter strenger Kontrolle, selektiv und in beschränktem Ausmaß das Entnehmen oder Halten einer begrenzten, von der Behörde spezifizierten Anzahl von Exemplaren bestimmter Pflanzenarten zu erlauben.

Hinsichtlich der nach § 4 Tiroler Naturschutzverordnung 2006 geschützten Tierarten sind gemäß Abs. 2 leg. cit. in allen ihren Lebensstadien u. a. alle absichtlichen Formen des Fangens oder des Tötens von aus der Natur entnommenen Exemplaren, jedes absichtliche Stören, insbesondere während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten, jedes absichtliche Zerstören oder Entnehmen von Eiern aus der Natur sowie jedes Beschädigen oder Vernichten der Fortpflanzungs- oder Ruhestätten verboten.
Ausnahmen von den in der Tiroler Naturschutzverordnung 2006 festgelegten Verboten betreffend geschützte Tierarten können gemäß § 24 Abs. 5 TNSchG 2005 – sofern es keine andere zufrieden- stellende Lösung gibt und die Populationen der betroffenen Tierart in ihrem natürlichen Verbreitungsgebiet ohne Beeinträchti​gung in einem günstigen Erhaltungszustand verweilen – aus nachfolgenden Gründen bewilligt werden:

a) zum Schutz der übrigen wildlebenden Tiere und Pflanzen und zur Erhaltung der natürlichen Lebens​räume;

b) zur Verhütung erheblicher Schäden, insbesondere an Kulturen, Viehbeständen, Wäldern, Fisch-     wässern, Gewässern und sonstigem Eigentum;

c) im Interesse der Volksgesundheit und der öffentlichen Sicherheit oder aus anderen zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses einschließlich solcher sozialer oder                   wirtschaftlicher Art oder positiver Folgen für die Umwelt;

d) zu Zwecken der Forschung und des Unterrichts, der Bestandsauffüllung und Wiederansiedlung und der für diese Zwecke erforderlichen Aufzucht;

e) um unter strenger Kontrolle, selektiv und im beschränkten Ausmaß das Entnehmen oder Halten ei​ner begrenzten, von der Behörde spezifizierten Anzahl von Exemplaren bestimmter Tierarten zu erlauben.

Zu den Vogelschutzbestimmungen:

Gemäß § 6 Abs. 1 Tiroler Naturschutzverordnung 2006 wurden alle Vogelarten, die unter die Vogelschutz-richtlinie fallen, mit einigen Ausnahmen zu geschützten Vogelarten erklärt. Hinsichtlich dieser Vogelarten ist es gemäß § 6 Abs. 3 lit. f Tiroler Naturschutzverordnung 2006 bzw. gemäß § 25 Abs. 1 lit. f TNSchG 2005 unter anderem verboten, den Lebensraum dieser Vögel so zu behandeln, dass ihr weiterer Bestand in diesem Lebensraum erheblich beeinträchtigt oder unmöglich wird. 

Zum Schutz der im Projektsgebiet potenziell vorkommenden Vogelarten wurden in den Projektunterlagen bereits entsprechende Vorsorgemaßnahmen berücksichtigt sowie die Zeiträume für die Durchführung der Maßnahmen so gewählt, dass die Vogelarten nicht beeinträchtigt werden. Eine Ausnahmegenehmigung von den Verboten der Tiroler Naturschutzverordnung 2006 bzw. des TNSchG 2005 im Hinblick auf geschützte Vogelarten war daher nicht erforderlich.
Aus vorgenannten Gründen war daher spruchgemäß die naturschutzrechtliche Bewilligung für das geplante Vorhaben zu erteilen.
Im Übrigen beruht gegenständlicher Bescheid einschließlich der Kostenentscheidung auf den jeweils angeführten Gesetzes- bzw. Verordnungsstellen.

Zur Bestellung der ökologischen Bauaufsicht:

Gemäß § 44 Abs. 4 TNSchG 2005 hat die Behörde im Bescheid, mit dem eine naturschutzrechtliche       Be​willi​gung aufgrund einer Interessensabwägung erteilt wurde, einer Person, die über besondere Kenntnisse und Erfahrungen auf dem Gebiet der Naturkunde und des Naturschutzes verfügt, mit deren Zustimmung die Aufgaben der ökologischen Bauaufsicht zu übertragen, wenn dies zur Erfüllung der sich aus diesen Bescheiden ergebenden Verpflichtungen erforderlich ist. 
Das Aufsichtsorgan hat die plan- und bescheidgemäße Ausführung des Vorhabens laufend zu über​wachen und dem Verantwortlichen allfällige Mängel unter Setzung einer angemessenen Frist zu deren Behebung bekannt zu geben. Werden die aufgezeigten Mängel nicht rechtzeitig oder nicht vollständig behoben, so hat das Aufsichtsorgan davon die Behörde unverzüglich zu verständigen. Das Aufsichtsorgan hat weiters den Inhaber der naturschutzrechtlichen Bewilligung bei der Ausführung des Vorhabens auf Verlangen fachlich zu beraten (§ 44 Abs. 4 TNSchG 2005). 

Die Aufsichtsorgane sind gemäß § 44 Abs. 5 TNSchG 2005 berechtigt, zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben im erforderlichen Ausmaß die betreffenden Grundstücke, Gebäude und sonstigen baulichen Anlagen zu betreten, Untersuchungen, Vermessungen, Messungen und Prüfungen vorzunehmen, Probebetriebe durchzuführen und Proben zu entnehmen. Sie sind weiters berechtigt, in die jeweiligen schriftlichen oder elektronischen Unterlagen Einsicht zu nehmen und Kopien herzustellen und die erforderlichen Auskünfte zu verlangen. Die Aufsichtsorgane sind zur Verschwiegenheit über die ihnen in Ausübung ihrer Tätigkeit bekannt gewordenen Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse verpflichtet. 

Die Kosten für die ökologische Bauaufsicht sind gemäß § 44 Abs. 6 TNSchG 2005 dem Inhaber der naturschutzrechtlichen Bewilligung entsprechend dem Aufwand mit Bescheid vorzuschreiben. 

Die Verantwortlichkeit des Inhabers der naturschutzrechtlichen Bewilligung wird durch die Bestellung einer ökologischen Bauaufsicht nicht berührt (§ 44 Abs. 6 TNSchG 2005). 

Insgesamt war somit spruchgemäß zu entscheiden.
Ergeht an:

1. Gemeinde Kaunertal, 6524 Kaunertal  , zur Kenntnis;

2. TIWAG – Tiroler Wasserkraft AG, Herrn DI Wolfgang Stroppa, Postfach 78, 6010 Innsbruck, unter Anschluss eines signierten Projektes und eines Erlagscheines;
3. Sachverständige:

a) Herrn DI Thomas Walch, Baubezirksamt Imst, FB Wasserwirtschaft/Siedlungswasserwirtschaft, Eichenweg 40, 6460 Imst, do. Zl. 373/600/172, per E-Mail;

b) Herrn Dr. Gunther Heißel, Amt der Tiroler Landesregierung, Abt. Allgemeine Bauangelegenheiten, Fachbereich Landesgeologie, Herrengasse 1 – 3, 6020 Innsbruck, per E-Mail;

c) Frau Mag. Isolde Kafka, naturkundefachliche Sachverständige, im Hause;

d) Wildbach- und Lawinenverbauung z.Hd. DI Florian Riedl, Gebietsbauleitung Oberes Inntal, Langgasse 88, 6460 Imst;

4. Parteien:

a)
Herrn Landesumweltanwalt, Brixner Straße 2, 6020 Innsbruck, per E-Mail;

b)
Herrn Mag. Walter Tschon, Büro Landesumweltanwalt, Brixner Straße 2, 6020 Innsbruck,            per E-Mail;

c)
Agrargemeinschaft Birgalpe, Herrn Obmann Bürgermeister Josef Raich, p. A. Gemeindeamt,       6524 Kaunertal;

d)
Agrargemeinschaft Prutz, Herrn Obmann Anton Wille, Gatscherweg 5, 6522 Prutz;

e)
Amt der Tiroler Landesregierung, Abteilung Wasserwirtschaft, Vertreter des öffentlichen Wassergutes, Herrengasse 1 – 3, 6020 Innsbruck, per E-Mail;

f)
Herrn Emil Neururer, Fischereipächter der Fagge, Feichten 138, 6524 Kaunertal;

5.
Tiroler Bergwacht, Einsatzstelle Pontlatz  , zH des Einsatzstellenleiters Herrn Bernhard Partl,       Eichholz 316A, 6521 Fließ  , mit dem Dienstauftrag gem. § 7 Abs. 1 Tiroler Bergwachtgesetz die Vorschreibungen des Bewilligungsbescheides regelmäßig entsprechend dem Baufortschritt zu überwachen und den beiliegenden Bericht nach Abschluss der Arbeiten ausgefüllt der Bezirkshaupt​mannschaft Landeck zu retournieren.
Falls Abweichungen vom Bescheid festgestellt werden, ist die Bezirkshauptmannschaft Landeck unverzüglich telefonisch zu verständigen.
6.
Statistik;
7.
Wasserbuchdienst im Hause unter Anschluss eines signierten Projektes;
Für den Bezirkshauptmann:

Mag. Eva Loidhold

Für die Richtigkeit der Ausfertigung:

Prantner

6500 Landeck, Innstraße 5 - http://www.tirol.gv.at/bh-landeck - Bitte Geschäftszahl immer anführen! 

